p Art. 2: Die Beltimmurg der Anzahl der Abgeordneten, 


— —̃—— r 


Breslau 


Porto 2 Thlr. 15 Sgr. 


fünftheiligen Zeile in Petit 


Nr. 599. Mittag⸗Ausgabe. 


Deutſchland. 
0. K. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 21. Dezember. 
48. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find ſchwach beſetzt. Am Minifter: 
tiſch: die Miniſter Graf zu Eulenburg und v. Selchow, ſowie mehrere Regie⸗ 
rungs⸗Commiſſarien. 

Ein Antrag des Abg. v. Bethmann⸗Hollweg die Staats⸗Regierung 
aufzufordern, in der nächſten Seſſion dem Landtag einen Geſetzentwurf, betr. 
die 1 der Zinsbeſchränkungen für Hypotheken, vorzulegen, 
wird der Juſtiz⸗Commiſſion überwieſen. 

„Der erſte Gegenſtand der Tages⸗Ordnung iſt der Bericht der XIX. Com- 
miſſion, betreffend die Abänderung des Art. 69 der Verfaſſung und des 
Art. 1 des Geſetzes vom 30. April 1851, ſowie diejenigen Abänderungen der 
Verordnung über die Wahl der Abgeordneten vom 30. Mai 1849, welche be⸗ 
hufs Anwendung derſelben in den mit der preußiſchen Monarchie neu ver⸗ 
einigten Landestheilen erforderlich werden. 

Art. 69 der Verf.⸗Urkunde lautet: „Die zweite Kammer beſteht aus 352 
Mitgliedern. Die Wahlbezirke werden durch das Geſetz feſtgeſtellt ꝛc.“ 

Der Geſetzentwurf der Regierung lautet: 

Art. 1. Sobald die preußiſche Verfaſſung in den durch das Geſetz vom 
20. September d. J. (Geſetz Sammlung S. 555) mit der preußiſchen Mon⸗ 
archie vereinigten, ſowie in denjenigen neu erworbenen Landestheilen, welche 
derſelben ferner einverleibt werden, Geltung erlangt, treten der bisherigen An⸗ 
gi der Mitglieder des Hauſes der Abgeordneten die Abgeordneten aus jenen 

ndestheilen hinzu. — Art. 2. Die Beſtimmung der Anzahl der Abgeord⸗ 
neten, ſowie die Feſtſtellung der Wahlbezirke erfolgt für die erſten Wahlen, 
welche in jenen Landestheilen stattfinden, durch königliche Anordnung in der 
Art, daß auf durchſchnittlich 54,000 Seelen der nach der letzten allgemeinen 
3 vorhandenen 3 ein Abgeordneter zu wählen iſt. — 
Art. 3. Diejenigen Abänderungen der Verordnung über die Ausführung der 
Wahl der Abgeordneten vom 30, Mai 1819 (Geſetz⸗ Sammlung Seite 205), 
welche behufs ihrer Anwendung in den erwähnten Landestheilen durch die be⸗ 
ſonderen Verhältniſſe derſelben bedingt werden, erfolgen für die im Art. 2 
gedachten erſten Wahlen ebenfalls durch königliche Anordnung. 

Die Commiſſion ſchlägt folgende Faſſung vor: 

Art. 1. Sobald die preußiſche Verfaſſung in den neuerworbenen 
Landestheilen Geltung erlangt, treten der bisherigen Anzahl der Mitglie⸗ 
der des Hauſes der Abgeordneten die Abgeordneten aus jenen Landestheilen 
Bla: — Art. 2. Die Beſtimmung der Anzahl der Abgeordneten, ſowie die Felt: 

ellung der Wahlbezirke, erfolgt bis dahin, daß die Wahlbezirke durch ein 
möglichſt bald zu erlaſſendes Geſetz feſtgeſtellt worden find, 
durch königliche Anordnung in der Art, daß auf durchſchnittlich 54,000 See⸗ 
len der nach der letzten allgemeinen Volkszählung vorhandenen Bevölkerung 
ein Abgeordneter gewählt wird. — Art. 3. Diejenigen Abänderungen der 
Verordnung über die Ausführung der Wahl der Abgeordneten vom 
30. Mai 1849 (Geſetz⸗Sammlung S. 205), welche behufs ihrer Anwendung 
in den erwähnten Landestheilen durch die beſonderen Verhältniſſe derſelben 
bedingt werden, erfolgen für die im Art. 2 gedachten Wahlen ebenfalls durch 
königliche Anordnung. 

Hierzu find folgende Amendements geſtellt: 1) Vom Abg. v. Bun: 
ſen: Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, unter Verwerfung 
5 Commiſſions⸗Antrages folgenden Geſetz⸗Entwürfen ſeine Zuſtimmung zu 
geben: 

I, Art. 1. Vom 1. October 1867 an beſteht das Haus der Abgeord⸗ 
neten aus 432 Mitgliedern. — Art. 2. Den Wahlgeſetzen vom 30. Mai 
1849 und vom 27. fir 1860 tritt von dieſem Zeitpunkte ab das interi⸗ 
miſtiſche Wahlgeſetz für die mit der preußiſchen Monarchie neu vereinigten 
Landestheile vom .. . hinzu. 

II. Interimiſtiſches Wahlgeſetz für die Wahlen zum Abgeordnetenhauſe 
in den mit der preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheilen, dem Königs 
reich Hannover Kurfürſtenthum Heilen, Herzogthum Naſſau, der freien Stadt 
Frankfurt a. M., Se baieriſchen und großherzoglich heſſiſchen Bezirken, 
den Herzogthümern Schleswig- Holſtein. 

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden verordnen mit Zuſtimmung des Land⸗ 
tages der Monarchie, was folgt: § 1. In dem vormaligen Königreich Hanno⸗ 
ber, Kurfürſtenthum Heſſen, Herzogthum Naſſau, der freien Stadt Frankfurt, 
den im Geſetz vom. benannten baieriſchen und großherzoglich heſſi⸗ 
ſchen Bezirken, ſowie den Herzogthümern Schleswig⸗Holſtein erfolgen vom 
1. October 1867 ab die Wahlen zum Abgeordnetenhauſe auf Grund der Ver⸗ 
ordnung vom 30. Mai 1849 über die Ausführung der Wahl der Abgeord⸗ 
neten zur —. Kammer, ſoweit dieſelbe nicht durch den § .. des Geſetzes 
vom 27. Juni 1860 und die nachſtehenden Beſtimmungen abgeändert iſt. 
8 2. Die Bildung der Wahlbezirke nach Maßgabe der Bevölkerung erfolgt 
durch das nach § 4 von Unſerem Staatsminiſterium zu erlaſſende Wahlaus⸗ 
fübrungs⸗Reglement. § 3 ſtatt $ 5, 6 der Verordnung dom 30. Mai 1849. 
Gemeinden ven weniger als 750 Seelen, ſowie nicht zu einer Gemeinde ge⸗ 
börige Beſitzungen werden mit einer oder mehreren möglichſt nahe gelegenen 
Gemeinden zu einem Urwahlbezirk vereirigt. 

n Urwahlbezirken, welche aus mehreren Gemeinden beſtehen, kann je nach 
der Oertlichteit und dem Bedürfniß von einer Wahlverſammlung für den 
ganzen Bezirk abgeſehen und können Wahlverſammlungen für einen Theil 
deſſelben oder für jede einzelne Gemeinde angeſetzt werden. 84 zu 88 10, 11 
der Verordnung vom 30. Mai 1849. Das Wahl⸗Reglement bezeichnet na⸗ 
mentlich diejenigen directen Staatsſteuern, nach Maßgabe deren die Urwähler 
in drei Abtheilungen getheilt werden. § 5 zu § 29 der Verordnung von 
1849. Die Zeit, während welcher Jemand dem früheren Staatsverbande 
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eines der in $ 1 genannten Länder angehört hat, wird bei dem in $ 20 der 


Verordnung vom 30. Mai 1849 angeordneten einjährigen Zeitraum in An⸗ 
rechnung gebracht. § 6. Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen 
Anordnungen, insbeſondere die Beſtimmung der mit den Wahlangelegenheiten 
de beauftragenden Behörden hat Unſer Staatsminiſterium in einem beſon⸗ 
eren Reglement zu erlaſſen. 5 7. Dem nach dem 1. October 1867 zunädjit 
einzuberufenden Landtage der Monarchie ſoll ein Geſetzentwurf über die Bil⸗ 
bung der Wahlbezirke in den in $ 1 bezeichneten Landestheilen vorgelegt 
werden. 

1 Vom Abg. Lasker: Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, 
den Commiſſions⸗Entwurf mit folgenden Abänderungen anzunehmen: 

I. Zu Art. 1 ſtatt: „die Abgeordneten“ „80 Abgeordnete“. — II. Zu 
Art. 2 ſtatt defielben: „Die Feſtſtellung der Wahlbezirke erfolgt für die erſten 
Wahlen, welche in jenen Landestheilen ſtattfinden, durch königliche Anordnung 
in der Art, daß die zu wählenden Abgeordneten auf die durch die letzte all⸗ 
gemeine Volkszählung ermittelte Bevölkerung moglich gleichmäßig vertheilt 
werden.“ — III. Zu Art. 3 ſtatt deſſelben: „Die erſten Wahlen in den im 
Art. 1 gedachten Landestheilen erfolgen nach der Verordnung über die Aus⸗ 
führung der Wahl der Abgeordneten vom 30. Mai 1849 (Geſetz⸗Sammlung 
S. 205) mit folgenden Maßgaben: 1) die Bezeichnung derjenigen directen 
Steuern, nach deren Maßgabe die Urwähler in drei pi m getheilt 
werden ($$ 10 und 11 vom 30. Mai 1849) erfolgt die königl. Anordnung; 
2) die Beſtimmungen der mit den Wahlangelegenheiten zu beauftragenden 
Behörden erfolgt durch das Staatsminiſterium; 3) die Zeit, während welcher 
am dem früheren Staatsverbande eines der im $ 1 erwähnten Landes⸗ 

eile angehört hat, wird bei dem im § 29 der Verordnung vom 30. Mai 
1849 angeordneten einjährigen Zeitraum in Anrechnung gebracht. — IV. Fol⸗ 
genden Art. 4 hinzuzufügen: Art. 4. Dem nach dem 1. October 1867 zur 
nächſt einzuberufenden Landtage der Monarchie gel ein Geleß-Entwurf über 
die Bildung der Wablbezirke, ſowie über die definitive Einführung der Ver⸗ 
ordnung vom 30. Mai 1849 in den neu erworbenen Landestheilen vorgelegt 
werden. 

2 Vom Abg. v. Flottwell: 

a3 Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, das Amendement Lasker 
mit folgenden Abänderungen anzunehmen: 

1. Statt Nr. 1 zu Art. 1 des Commiſſions⸗Entwurfs. Art. 1 
Ball ftatt Nr. 2 
owie die Feſtſtel⸗ 
ung der Wahlbezirke erfolgt bis zum Erlaſſe des im Art. 4 un 


des Commiſſions⸗Entwurfs unverändert und für dieſen 


Geſetzes durch königliche Anordnung in der Art, daß auf durchſchnittlich 
54,000 Seelen der nach der letzten allgemeinen Volkszaͤhlung v denen 
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Bevölkerung ein Abgeordneter gewählt wird. — II. Eventuell d. h. für den 
Fall der Annahme der Nr. 1 des Amendements Lasker ftatt Nr. 2 deſſelben 
zu Art. 2 des Commiſſions⸗Entwurfs: Die desde der Wahlbezirke in 
jenen Landestheilen und die Vertheilung der Abgeordneten auf dieſelben erfolgt 
biszzum Erlaſſe des im Art. 4 vorgeſehenen Geſetzes durch königl. Anordnung. 

III. Für beide Fälle. A. ſtatt Nr. 3 Air Art. 3: Bis zu demſelben Zeits 
punkte erfolgen die Wahlen in den im Art. 1 gedachten Landestheilen nach 
der Verordnung über die Ausführung der Wahl der Abgeordneten vom 
30, Mai 1849 (Geſetzſammlung S. 205) mit folgenden Maßgaben: 1) In 
Urwahlbezirken, welche aus mehreren Gemeinden beſtehen, kann je nach der 
Oertlichkeit und dem Bedürfniß bon einer Wahlverſammlung für den ganzen 
Bezirk abgeſehen und konnen Wahlverſammlungen für einen Theil deſſelben 
oder für jede einzelne Gemeinde angeſetzt werden. 2) Die Bezeichnung der⸗ 
jenigen directen ) 
lungen getheilt werden, ſowie die Beſtimmung darüber, was behufs Bildung 
der Wahlabtheilungen in Ermangelung geeigneter directer Steuern an deren 
Stelle treten ſoll ($$ 10, 11, 13 der Verordnung dom 30. Mai 1849), ner 
ſchieht durch königliche Anordnung. 3) und 4) wie 2 und 3 des Amende⸗ 
ments Lasker. B. zu Nr. 4 in dem neuen Art. 4. Die zweite Hälfte des 
Satzes von „ſowie“ ab wie folgt zu faſſen: ſowie über die definitive Feſtſtel⸗ 
lung derjenigen Abänderungen der Verordnung vom 30. Mai 1849 vorgelegt 
werden, welche behufs ihrer Anwendung in den erwähnten Landestheilen er⸗ 
forderlich ſind. 

„Referent Abg. v. Vincke⸗Olbendorf: Seit der Abfaſſung des Com⸗ 
miſſionsberichts iſt in der Lage der Dinge inſofern eine Veränderung einge⸗ 
treten, als nun auch Schleswig⸗Holſtein und die von Baiern und Heſſen abs 
getretenen Landestheile durch den geſtrigen Beſchluß annectirt worden find; 
ich glaube, daß dadurch mannigfache Bedenken erloſchen ſind, die in der Com⸗ 
miſſion gegen das Geſetz laut wurden. Ueber die Nothwendigkeit des Ge: 
ſetzes waren alle Commiſſionsmitglieder einig, ebenſo darüber, daß man ſich 
mit dem Erlaß deſſelben möglichſt beeilen müſſe; da jedoch die Verhältniſſe 
der neuerworbenen Länder noch nicht definitiv geregelt ſind, % Einwohner⸗ 
zahl ꝛc. noch nicht genau feſtgeſetzt werden konnte, erhob ſich Widerſpruch in 
Betreff der der Staatsregierung bei Feſtſetzung der Wahldiſtricte und der 
Anzahl der Abgeordneten einzuräumenden Befugniß. Sie finden dies Alles 
im Commiſſionsbericht niedergelegt. Ueber die Amendements werde ich mich 
ſpäter ausſprechen. 

Die Generaldiscuſſion wird darauf eröffnet. 

Abg. Dr. Gneiſt (gegen den Commiſſionsentwurf): Eine materielle wer 
ſentliche Differenz über das, was hier durch die Geſetzgebung feſtgeſtellt wer⸗ 
den ſoll, exiſtirt nicht. Das ganze Haus hat den lebbafteſten Wunſch, dieſe 
Angelegenheit in einer weſentlich übereinſtimmenden Weiſe möglichſt einfach, 
und wenn es irgend geht, ſchon heute feſtzuſtellen. Der Weg, den die Re⸗ 
gierungsvorlage und der Commiſſionsentwurf empfiehlt, iſt jedoch meiner 
Ueberzeugung nach ſtaatsrechtlich abſolut unzuläſſig (Hört, hört!), bis 575 
einem Maße unzuläſſig, daß nach den Präcedenzen, die vorhanden ſind, ſelbſt 
ein fo gefaßter Beſchluß keine bindende Kraft haben werde. (Hört, hört!) Die 
Verwechſelung, deren ſich die Commiſſion ſchuldig gemacht, beruht darauf: 
das Haus iſt vollkommen befugt, alle Befugniſſe der Specialgeſetzgebung zu 
delegiren, in Militärgeſetzen, Polizeigeſetzen, Finanzgeſetzen ꝛc. Der einzige 
Punkt im Staat, in dem kein geſetzgebender Körper jemals legitimirt iſt, ſeine 
Befugzniſſe zu delegiren, das find die conſtituirenden Gewalten im Staat, 
weil ein unlösbarer Widerſpruch bei dem erſten Verſuch entſteht, ſolche Ge⸗ 
walten zu delegiren. Sowie Sie Aenderungen des geſetzgebenden Körpers, 
ſelbſt der Krone, der höchſten Gewalt, delegiren wollen, find Sie ſofort in 
einem vitidſen Zirkel, in einem ganz unlösbaren Zirkel. 

Nämlich buchſtäblich genau laſſen ſich dieſe Gewalten niemals ausüben; 
fie laſſen 90 bona fide im Sinne des Auftrages ausüben, aber niemals 
buchſtäblich genau; bei der geringſten Abweichung von d m ertbeilten Auf⸗ 
trage iſt aljo Jedermann berechtigt, vie Legalität eines 2 chen Körpers in 
Zweifel zu ziehen. Und in Verfaſſungsfragen giebt es immer Perſonen und 
Parteien, die eine Neigung und Intereſſe haben, ſie zu beſtreiten. Sowie 
dies aber geſchieht, jo giebt es keinen Weg der verfaſſungsmäßigen Loſung 
mehr; denn iſt der Auftrag wirklich nicht genau ausgeführt, fo iſt der neu: 
entſtandene Körper fehlerhaft, nicht etwa blos die neuen Mitglieder, ſondern 
die ganze Körperſchaft laborirt dann an einem juriſtiſchen Fehler. Durch eine 
ſolche fehlerhafte Körperſchaft kann aber nicht endgiltig entſchieden werden, daß 
ſie richtig und fehlerfrei conftituirt worden ſeien; es unterliegt vielmehr jeder 
Beſchluß, durch den eine ſolche Körperſchaft ihre Legalität anerkennt, immer 
wieder derſelben Anfechtung, und wenn dieſe Streitpunkte acut werden, ſo 
giebt es kein anderes Mittel, dieſen gordiſchen Knoten zu löfen, als den 
Staatsſtreich. — Wenn dieſe Art der Geſetzgebung zuläſſig wäre, dann konnte 
das Haus die Krone auch ermächtigen, drei Kammern, vier Kammern, eine 
Kammer zu bilden oder die ganze Verfaſſung aufzuheben, oder die Be⸗ 
tan, eine neue Dynaſtie zur Thronfolge zu berufen, oder die Republik ein- 
zuführen. ' 

- en wären die Conſequenzen, wenn es zuläffig wäre, die conſtituirende 
Gewalt einem der Factoren der Geſetzgebung zu delegiren. Beſchlüſſe der 
Art ſind ſo abſolut nichtig, daß das einzige Mal, wo ein ſolcher Fall 
vorgekommen, in der engliſchen Geſetzgebung, dieſer ſchwere Mißgriff eines 
ſolchen Beſchluſſes durch ſtillſchweigende Uebereinkunft für abſolut nichtig er⸗ 
achtet wurde. Nun werden Sie mir ſagen können: Das bätte keine Geſahr, 
wir können erwarten, daß die Regierung bona fide die Verordnung ausfüh⸗ 
ren wird. — Ich bitte, die Verordnung ſich anzuſehen; ich behaupte, daß die 
buchſtäbliche Ausführung derſelben abſolut unmöglich iſt. Es iſt factiſch un 
möglich, auf 54,000 Einwohner einen Abgeordneten zu ernennen. Wir können 
nicht halbe und viertel Abgeordnete haben. Es wird herauskommen, daß 
auf 52, 53 —56,000 Einwohner ein Abgeordneter ernannt wird. Wer foll 
denn dann entſcheiden, ob dies weſentliche Abweichungen ſind? Die Staats⸗ 
regierung kann auch ſehr plauſible Gründe haben, für das deutſche Parlament 
auf 60,000, 80,000, 100,000 Einwohner einen Abgeordneten wählen zu laſſen. 
Wo 5 denn nun der Körper, welcher legal darüber entſcheiden ſoll, ob 
dieſe Abweichung die Verfaſſung verletzt oder nicht, ob alſo das Haus legal 
beſteht oder nicht? Und in welchem Lande wäre eine dringendere Veran⸗ 
laſſung, ſich die gefährlichen Folgen eines ſolchen Weges klarer zu machen, 
als gerade in Preußen? Kann es denn einen unglücklicheren Zeitpunkt geben, 
eine große conſtitutionelle Frage bei uns direct in den Staat hineinzuziehen, 
als gerade jetzt? 0 * 

Sf es nicht genug, daß wir durch einen Aae unſerer Geſetzgebung 
den einen ſtaatsrechtlichen Körper für ewige Zeiten, jo lange er beftebt, der 
Conteſtabilität ausſetzen? Sollen wir durch denſelben groben 1 0 auch 
das zweite elbe in die Lage bringen, daß jede Partei, der es beliebt, die 
Legalität deſſelben anfechten ann? Wenn es auch wünſchenswerth iſt, mög⸗ 
lichſt einfach die vorliegende Sache zur Erledigung zu bringen, ſo kann doch 
feine Seite dieſes Hauſes im Ernſte den Wunſch haben, ein Gefes durchzu⸗ 
bringen, das, wenn es wirklich mit einer Stimme Majorität, oder wieviel 
ſonſt, angenommen wird, die andere Seite des Hauſes ſofort in die Lage 
bringt, gegen die Verfaſſungsmäßigkeit dieſes Beſchluſſes Proteſt einzulegen; 
und das gerade bei einem Geſetze, durch welches das Verhältniß der neu⸗ 
erworbenen Landestheile zu uns hauptſächlich beſtimmt wird. Es iſt dies ja 
das Hauptband, welches jene Landestheile mit dem alten Staat verbinden 
fol, und das konnen wir unmdglich beginnen mit einem Geſetze, das aus die⸗ 
ſem Hauſe heraus ſofort der directeſten Anfechtung wegen ſeiner Verfaſſungs⸗ 
widrigkeit unterliegen würde. M. H., ich mochte Sie auch den moraliſchen 
Eindruck zu beachten bitten, den es macht, wenn wir den neuen Provinzen 
mit einem Hauptacte gegenübertreten in einer Weiſe, die von vornherein ihr 
ganzes Verhältniß zu uns in eine conteſtable 55 ringt. Und endlich bitte 
ich doch alle Seiten des Hauſes zu erwägen, welche Waffen ſie dem Particu⸗ 
larismus in die Hand geben, der ohnehin ſchon geneigt iſt, die Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit und Legalität der ſchon beſchloſſenen Maßregeln zu beſtreiten und 
nicht durch einen bloßen Fehler der Geſetzgebung alle particulariſtiſchen de 
tereſſen zu einem endloſen Federkriege gegen die Rechtsbeſtändigkeit des Ge⸗ 
ſetzes heraus zufordern. 0 [ 8 

Nach alle dieſem iſt es mir unzweifelhaft, daß der Commiſſionsentwurf 
ad 1, 2 und 3 nur mit „Nein“ beantwortet werden kann. Die von den 
Abgg. v. Bunſen und Lasker vorgeſchlagenen Amendements könnten ſich 
wohl dazu eignen, an Stelle des Commiſſionsentwurfs die en zu 
einer Berathung zu bilden; ich habe aber zwei Bedenken dabei; einerſeits iſt 
es bedenklich, dieſe Vorſchläge als Amendements zu behandeln, weil ſie der 
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teuern, nach deren Maßgabe die Urwähler in drei Abthei⸗ h 
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Sonnabend, den 22. Dezember 1866. 


Sache und der Form nach ganz neue Geſetze ſind. Dazu kommt, daß die 
4 denſelben ausdrücklich widerſprochen hat und es ſich um ein Ver⸗ 


faſſungsgeſetz handelt. Ich würde es in jeder Beziehung für rathſam halten, 
daß die Staatsregierung, etwa nach der erſten Abſtimmung, die Vorlage 
zurückzöge und einen neuen Entwurf vorlegte, welcher dieſem juriſtiſchen Ber 
denken nicht unterliegt. Ich halte es außerdem für durchaus nicht rathſam, 
Geſetze, die auf Menſchenalter hinaus mit die Grundlagen unſerer Verfaſſung 
bilden ſollen, in der Haſt einer allgemeinen Hausberathung zu erörtern. Wenn 
es irgend welche Geſetze giebt, die der Comite⸗Berathung bedürfen, ſo ſind es 
erade Geſetze der vorliegenden Artikel. Die Differenz der Zeit, um die es 
ich dabei handelt, iſt gering; es wird ſich um einzelne Wochen handeln; aber 
um einer Zeiterſparniß willen darf man nicht die Hauptgrundlagen unſerer 
Verfaſſung für ewige Zeiten conteſtabel machen. Mein Wunſch geht alſo da⸗ 
in, daß das Haus die Regierungs⸗ wie die Commiſſionsvorlage ablehne und 
der königlichen Staatsregierung anheimſtelle, möglichſt bald einen neuen Geſetz⸗ 
entwurf dem Hauſe vorzulegen. 

Abg. v. Flottwell (für den Commiſſtonsentwurf): Die Gefahren, welche 
der Herr Vorredner aus der Angreifbarkeit des * zieht, ſcheinen mir 
doch nicht ſo groß zu ſein. Das Wahlgeſetz iſt kein integrirender Theil der 
Verfaſſung, braucht alſo auch nicht auf dem Wege einer Verfaſſungsänderung 
behandelt zu werden. Die Hauptſache iſt für uns, zu ermöglichen, daß die 
Vertreter der neuerworbenen Landestheile zur Zeit in unſerer Mitte erſcheinen 
können; denn wenn dies nicht geſchieht, würden wir die Intereſſen jener Lan⸗ 
destheile ſchädigen. Die Einwendungen des Herrn Vorredners ſcheinen denn 
auch nicht einmal von der liberalen Seite getheilt zu werden, da das Amen⸗ 
dement Lasker auch nichts Anderes will, als eine Uebertragung der Befug⸗ 
niſſe auf königliche Verordnung. Wenn wir bei dem Etatsgeſetze begründete 
Eile anwandten, ſo iſt dieſe bei dem vorliegenden Geſetze aus praltiſchen 
Gründen erſt recht geboten, denn es iſt doch nicht möglich, daß wir dieſen 
Sommer noch einmal expreß hierher kommen, um das Geſetz zu beralhen. 
Wenn man der Debatte keine politiſche Bedeutung beilegt, die ſie ja nicht 
hat, ſo darf man auch kein Bedenken tragen, der Regierung die notbwendigen 
Anordnungen, welche jetzt noch nicht getroffen werden können, zu überlaſſen. 
Ich bitte deshalb, dem Commiſſionsentwurf zuzuſtimmen, event. dem Amende⸗ 
ment Lasker mit meinem Unteramendement. f 

Abg. John⸗Labiau (gegen den Commiſſionsentwurf): Der letzte Redner 
hat die Bedenken, welche der Abg. Gneiſt ausgeſprochen, und welche auch ich 
zum großen Theile theile, nicht widerlegt. Auch ich bin der Anſicht, daß es 
ſich hier nicht um eine Parteifrage, ſondern lediglich um eine Rechtsfrage 
handelt, die aber um ſo bedeutſamer iſt, wenn eine juriſtiſche Autorität, wie 
der erſte Herr Redner, b ſchwere Bedenken äußert. Auch mir erſcheint die 
Sache noch keineswegs ſpruchreif zu ſein. Das Argument, welches von dem 
Herrn Vorredner für die Beſchleunigung angegeben wird, daß es nur For⸗ 
malitäten ſeien, auf die kein ſo großes Gewicht zu legen ſei, erſcheint mit in 
allen Geſetzgebungsfragen, vor allen Dingen aber, wo es ſich um eine Ver⸗ 
faſſungsänderung handelt, als eins der allerbedenklichſten. Denn ich glaube, 
wenn man einen beſtimmten klaren und correcten Gedanken hat, ſo muß 
für denſelben auch eine beſtimmte klare und correcte Form finden laſſen, und 
umgekehrt, wo es nicht möglich iſt, eine klare und correcte Form zu finden, 
da iſt der Gedanke, der ſich nur bis zu dieſer unklaren Form hat heraus⸗ 
arbeiten können, ſelbſt noch ein unklarer und uncorrecter. 

ch mache dabei noch aufmerkſam auf den Präcedenzfall bei der Einver⸗ 
leibung der hohenzollernſchen Herzogthümer, wo ein Geſetz, betreffend die Ab⸗ 
änderung der Verfa ung und ein Wahlgeſetz von dieſem Hauſe beſchloſſen 
wurde. Die Sache liegt aber jetzt etwas anders, da es ſich damals nur um 
lenes kleine Ländchen handelte und zu 5 Zeit mit der Incorporation 
auch die preußiſche Verfaſſung dort eingeführt wurde; während dies bei den 
jetzt annectirten Ländern noch nicht der Fall iſt. Die ſtaats rechtliche Berech⸗ 
tigung, die wir überhaupt haben, in Por dieſer Angelegenheit hier zu ver⸗ 
handeln, iſt im § 2 des Geſetzes vom 20. 
lautet: „Die preußiſche Verfaſſung tritt in dieſen Landestheilen mit dem 
1, October 1867 in Kraft. Die zu dieſem Behufe nöthigen Abänderungszu⸗ 
ſätze und Ausführungsbeſtimmungen werden durch beſondere Geſetze feſtge⸗ 
ſtellt.“ Durch dieſen Paragraphen iſt alſo dieſem Haufe die Aufgabe über- 
tragen worden, alle diejenigen Aenderungen der Verfaſſungs⸗Urkunde vorzu⸗ 
nehmen, die nöthig find, damit am 1. October 1867 die preuß ſche Verfaf⸗ 
ſungs⸗Urkunde als ein Geſetz dort publicirt werden kann. Wir ſollen dies 


jetzt nicht gleich Alles thun, ſondern nur die Aenderungen vornehmen, die 4 
erforderlich find, damit in den neuen Landestheilen das active und paſſive 


Wahlrecht ausgeübt werden kann. 

Es iſt mir nun kein Zweifel darüber, daß, da zur Zeit bis zum 1. Des 
tober 1867 die Ausübung der geſetzgebenden Gewalt in den neu annectirten 
Landestheilen ausſchließlich von dem Könige ausgeübt wird und erſt mit dem 
1. October 1867 unter Mitwirkung der Landesvertretung ausgeübt werden 


wird, zur Zeit dasjenige, was in den alten Provinzen auf dem Wege der 


einfachen Geſetzgebung ausgeübt worden iſt, abgeändert werden kann in den 
neuen Landestheilen durch einfache königliche Anordnung. Dagegen aber ſind 
alle diejenigen, welche für die neuen Landestheile maßgebend ſein ſollen, 


inſofern ſie auch das Landesrecht der alten Provinzen mit tangiren, nur 2 


unter Mitwirkung beider Häuſer des Landtages zu treffen. Wenn es ſich 
nun darum handelt, das Landesrecht der alten Landestheile dabin zu ändern, 
damit in den neuen Landestheilen gewählt werden kann, ſo müſſen die be⸗ 
treffenden Beſtimmungen der Verfaſſungs⸗Urkunde natürlich auf verſaſſungs⸗ 


mäßigem Wege geändert werden; dagegen iſt dasjenige, was darüber hinaus 5 


nöthig iſt, zur Anordnung der Wahlen lediglich durch königliche Verordnung 
zu beſtimmen. g 

Von Wichtigkeit hierbei iſt, zu ermitteln, welche Beſtimmungen die Ver⸗ 
faſſungs ⸗Urkunde ſelbſt trifft in Betreff der Legitimation der Abgeordneten 
in die em Hauſe. Da beſtimmt zunächſt Art. 69 die Zahl der Abgeordneten 
auf 352, fo daß es unmöglich iſt, den 353, zu wählen vor der Aenderung 


dieſes Artikels; ferner macht Art. 74 die Legitimation eines Abgeordneten 4 


8 einer dreijährigen Angehörigkeit an den preußiſchen Staatsver⸗ 
band. Wenn nun auch $ 29 der Verordnung vom 30. Mai 1849 dieſe drei⸗ 
jährige Angebörigkeit auf eine einjährige herabgeſetzt hat, fo wird es ganz 


unmöglich ſein, bei dem nächſten Landtage irgend einen Abgeordneten für 


legitimirt zu erachten, welcher noch nicht ein Jahr lang dem preußischen 
Staatöverbande angehört hat. Das würde poſitiv unmöglich fein; es müßte 
alſo auch § 74 einen entſprechenden Zuſatz erhalten. — Es gebört ferner bier⸗ 
u Art. 115, der bis zum Erlaß eines Wahlgeſetzes die Verordnung dom 
. Mai 1849 als zu Recht beſtehend aufſtellt; in den neuen Ländern muß 
nun aber doch auch ein . publicirt werden. Alle dieſe Erwägungen 
müſſen bei 8 1 des Geſetzes, um das es ſich jetzt handelt, berückſich⸗ 
tigt werden. Ich habe einen ſolchen Geſetzentwurf auch bereits ausgearbeitet. 
— 1 Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, unter Verwerfung 
es Comm 
Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Abänderung der Art. 69, 74 und 115 der 
be Verfaſſungsurkunde vom 31. 
tikel. Die Art. 69, 74 und 115 der n vom 
1850 werden vom 1. October 1867 an aufgeho 
Tage an folgende Beſtimmungen an Stelle deſſelben: 
1) An Stelle des Art. 69: „Das Haus der Abgeordneten beſteht aus 
432 Mitgliedern. Die . werden durch das Geſetz feſtgeſtellt. Sie 


l, Januar 


können aus einem oder me 
großen Städte beſtehen“, 

2) an Stelle des Art. 74: 
jeder Preuße wählbar, der das 30. Lebensjahr vollendet, den Vollbeſitz der 


bürgerlichen Rechte in Folge rechtskräftigen richterlichen Erkenntniſſes nicht 
ahr dem preußiſchen oder dem Staatsverbande 


verloren und bereits ein 
derjenigen Landestheile angehört bat, welche durch die Geſetze vom 20. Sep⸗ 
tember 1866 mit der preußiſchen Monarchie vereinigt worden ſind“; 

3) an Stelle des Art. 115 

„Bis zum Erlaſſe des im Art. 72 vorgeſehenen Wahlgeſetzes bleibt die 
Verordnung vom 30. Mai 1849 in Kraft; das Gleiche gilt in Betreff der 
königlichen Verordnung vom .. .. (welche noch zu erlaſſen ift), betreffend die 
Wahlen zum Abgeordnetenhauſe in Hannover, Heſſen, Naſſau ꝛc. ꝛc. Letztere 
Verordnung ſoll dem erſten nach dem 1. October 1867 berufenen Landtage 
zur berfafjungsmäßigen Beſchlußnahme vor Be werden.“ 

Da es nun unmöglich iſt, über ein ſolches 25 ſo ſchnell und unvorbe⸗ 
reitet ſchlüſſig zu werden, bitte ich Sie, daſſelbe nochmals an die Commiſſion 


ſich 


ſionsantrages folgendem Geſetzentwurf feine Zuſtimmung zu geben; 
Januar 1815. — 9 Ar⸗ 


en und treten von dieſem 


teren Kreiſen oder aus einer oder mehreren der 


„Zum Abgeordneten der zweiten Kammer iſt 
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eptember 1866 entbalten, welchen 
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zurückzuverweiſen, damit auch die Regierung Zeit hat, darüber näher in Be⸗ 
rathung zu treten. 

Der Antrag des Abg. John wird nochmals verleſen und ausreichend un⸗ 
terſtützt; ebenſo der Antrag auf Zurückw una an die Commiſſion. Abg. 
Kratz (Gladbach) ſchlägt vor, dieſelbe um itglieder zu vermehren, Abg. 
Jung beantragt, fie mit der Juſtizj⸗Commiſſion zu vereinigen. 

Reg.⸗Commiſſar Graf zu Eulenburg: 805 erkläre, daß die Regierung 
nicht wünſchen kann, daß der Antrag des Herrn Vorredners angenommen 
wird. Die Gründe für ein baldiges Zuſtandekommen eines definitiven Ge⸗ 
ſetzes ſind ſchon im Commiſſionsbericht und von den Vorrednern angedeutet 
und ich glaube auch nicht, daß in der Sache ſelbſt zwingende Gründe liegen, 
um die Vorlage nochmals an die Commiſſion zu berieilen. Die Regierung 
erkennt die Wichtigkeit der Sache vollſtändig an, ſie hält aber die zu treffen: 
den Dispoſitionen für ſehr einfach. Daß ſich für einen klaren Gedanken, wie 
Herr Vorredner ſagte, immer eine klare Form bietet, gebe ich auch. zu, i 
nehme aber dieſe Klarheit für den Vorſchlag der Regierung durchaus in An⸗ 
e beſonders da die Anſchauungen, von denen aus das Geſetz entworfen 
iſt, mit denen des Herrn Vorredners weſentlich übereinftimmen. Daß es 
nicht zuläſſig iſt, der Krone die weſentliche Organiſation eines legislativen 
Körpers zu überlaſſen, will ich zugeben; aber um eine ſolche Delegation der 
Geſetzgebung handelt es ſich hier gar nicht; und es giebt ja auch mehrere 
Berfaflungen, welche nicht eine beſtimmte Zahl von Abgeordneten feſtſetzen, 
ſondern eine Verhältnißzahl zur Bevölkerung; die Berechnung iſt dann immer 
königlicher Verordnung und die Ausführung der Regierung überlaſſen. Das 
aber iſt doch nicht zu bezweifeln, daß die geſetzgebende Gewalt Preußens be⸗ 
bunt iſt, unſer Wahlgeſez jo zu ändern, daß eben nicht mehr die Zabl der 

bgeordneten feitgejegt wird, ſondern die Verhältnißzahl zur Bevölkerung. 
Nero ee muß aber, wie für das Ganze, jo auch für jeden Theil 
geſtattet ſein. 

Die Frage wird alſo nur die ſein, ob hier überhaupt eine königl. Verord⸗ 
nung nölhig iſt, oder ob das nicht ganz der Regierung zu überlaſſen iſt. Die 
einzige Befugniß, gegen deren Uebertragung Sie trotzdem noch eine Abneigung 
zu haben ſcheinen, wäre ja doch die, zu ermeſſen, ob ein eventueller Ueberſchuß 
über die feſtgeſetzte Durchſchnittszahl don Bewohnern, auf welche ein Abgeord⸗ 
neter kommen ſoll, groß genug iſt, um einen neuen Abgeordneten zu wählen 
oder nicht. In Bezug auf den zweiten Theil der Geſetzesvorlage, den Art. 3, 
trete ich den Ausführungen des Abg. John bei. Es würde nichts im Wege 
ſtehen, durch königl. Verordnung die nöthigen Aenderungen eintreten zu laſſen; 
es würde dann eine Beſtimmung wie die des Schlußparagraphen des Vor⸗ 
nes des Abg. John an Stelle des Art. 3 treten können, aber nothwendig 
ft das nicht. Nur in dem Punkte bin ich nicht der Anſicht des Hrn. Vor⸗ 
redners, daß die königl. Verordnung hinterher noch Ihrer verfaſſungsmäßigen 
Zuſtimmung bedürfen würde; denn es würde eine ſolche Verordnung eben 
auf Grund des unbeſchränkten Souveränetätsrechtes des Königs erlaſſen 
werden. Es würde correct und richtig ſein, um die definitive Feſtſtellung zu 
bitten, aber im Sinne des Art. 63 ſie einzuholen, wäre nicht nothwendig. 

Aus dieſen Gründen erkennt die Regierung in der Commiſſions⸗Vorlage 
eine Verbeſſerung ihres Entwurfes. Sollte jedoch auf dieſe nicht eingegangen 
werden, ſo muß ſie zunächſt ihre Stellung zu den Amendements klar legen. 
Zunächſt iſt das Amendement von Bunſen in der ganzen Oekonomie ſo ab⸗ 
weichend von der Vorlage, daß die Frage des erſten Herrn Redners gerecht⸗ 
fertigt erſcheint, ob daſſelbe überhaupt als Amendement betrachtet werden 

ann. Das Amendement des Abgeordneten Lasker nähert fi der Regierungs⸗ 
vorlage ſchon mehr und noch mehr das Unter⸗Amendement des Abg. v. Flott⸗ 
well, damit würde verſucht werden, auszukommen. Trotzdem möchte ich einige 
Bedenken dagegen geltend machen. Wenn die Zahl der Abgeordneten nicht 
nach dem Verhältniß zur Seelenzahl geregelt wird, ſo ſtellen ſich zwei Uebel⸗ 
ſtände heraus. Es konnte erſtlich Bedenken erregen, für die Landestheile, 
deren Einverleibung noch nicht vollſtändig zum Abſchluß gelangt iſt, ſolche 
poſitive Beſtimmungen zu treffen, ſtatt nur einfache Grundſätze aufzuſtellen. 

Geht man jedoch auch nicht von der Nothwendigkeit aus, ein ſolches Ver⸗ 

ltniß zu normiren, jo wird es nicht beſtritten werden können, daß factiſch 
immer ein ſolches Verhältniß beſtehen muß. Die Seelenzahl aber, die dort 
ur Berechnung kommen ſoll, ſteht, wie Sie ja auch aus den geſtrigen Ver⸗ 
Banfı en werden erſehen haben, noch gar nicht definitiv feſt. Ferner kann 
die Regierung jetzt noch gar nicht definitiv erklären, ob mit den vorgeſchlagenen 
Punkten auszukommen iſt; denn die Vorbereitungen find zwar ſchon im Gange, 
aber noch keineswegs abgeſchloſſen. 
egangen würde, konnten doch ernſte Verlegenheiten entſtehen. Daß an dem 
rincip der Verordnung vom 30. Mai 1849 Nichts geändert werden ſoll, iſt 
ja zweifellos. Die Reglerung iſt alſo für die Annahme des Commiſſionsent⸗ 
wurfes, eventuell das Amendement Lasker mit dem Unteramendement bon 
ottwell; eventualissime würde auch der letzte Satz des Vorſchlages des 
bg. John nicht für unannehmbar gehalten werden. 

Abg. Gr. Schwerin: Ich halte die Bedenken der letzten beiden Herren 
Abgeordneten gegen die Geſetzesvorlage nicht für zutreffend. Ich glaube, daß 
bier das alte Sprichwort zutrifft: allzu ſcharf macht ſchartig. Die Debuctio- 
nen des Herrn Abgeordneten für Mannsfeld ſind zwar ſehr geiſtreich, enthal ⸗ 
ten aber gar keine poſitiven Vorſchläge. Darüber iſt man einig, daß wir in 
der nächſten Seſſion nicht tagen können, ohne daß die neuen Landestheile ver⸗ 
treten ſind. Wie das aber durch Abänderung der 5 ermöglicht wer⸗ 
den ſoll, wenn wir den vorliegenden Geſetzentwurf ablehnen, ſehe ich nicht ein. 
Der Abg. Gneiſt meint, wenn nach Annahme des Geſetzes die neuen Mit⸗ 
glieder hier einträten, würde ihre Legitimation proteſtabel ſein; ich begreife 
das nicht. Darüber iſt man einig, daß die Regierung und das Abgeordneten⸗ 

us befugt ſind, Beſtimmungen zu treffen, unter denen ihre Zulaſſung ſtatt⸗ 
duden ſoll; ebenſo aber können wir der Krone gewiſſe Befugniffe übertragen 
und es kommt nur darauf an, dieſe ſo zu bemeſſen, daß von ihrer Anwen⸗ 
dung keine Nachtheile befürchtet werden können. Dieſer Anforderung genügt 
aber meiner Anſicht nach die von der Commiſſion verbeſſerte Vorlage; will 
man aber ängftli fein, fo erledigt das Amendement Lasker alle Bedenken. 
Verſchwenden wir nicht die koſtbar zugemeſſene Zeit, indem wir die Vorlage 
nochmals an die Commiſſion verweiſen! Warum es zweckmäßiger iſt, die de U 
der Wähler, nicht die der Abgeordneten zu beſtimmen, hat ſchon der Herr 
Regierungs⸗Commiſſar nachgewieſen. Ich werde daher für den Commiſſions⸗ 
Antrag ſtimmen, event. für das Amendement Lasker. 

Abg. Lasker: Ich muß mich zunächſt gegen einen gefährlichen Satz des 
Abg. John wenden, in dem er der Regierung eine Theorie entgegengetragen 
bat, die fie ſelbſt nicht einmal aufſtellt. Es wäre danach der König berechtigt, 
das Wohlgeſetz zu erlaſſen. Der Abg. Gneift hat ſchon hervorgehoben, daß 
für die Praniſerſche Zwiſchenzeit dem Könige allerdings die Befugniß beigelegt 
worden iſt, Verordnungen zu erlaſſen, inſofern ſie nur die annectirten 
Länder berühren. Das Wahlgeſetz aber geſtaltet ja die ganze künftige Ver⸗ 
tretung! Giebt man dieſe Theorie zu, fo muß man eben fo gut die Einfüh⸗ 
rung des Cenſus in den neuen Landestheilen für erlaubt halten. (Sehr wahr.) 
Ich bedauere, daß der Herr Regierungs⸗Commiſſar dieſe impropiſirte Theorie 
angenommen hat; ich bedauere ebenjo, daß der Herr Juſtizminiſter bei dieſer 
wichtigen Verhandlung weder ſelbſt anweſend iſt, noch auch einen Sachver⸗ 

ändigen hierhergeſchickt hat; derſelbe hätte ſonſt gegen dieſe Theorie prote⸗ 
iren müſſen. Hat aber der König nicht dieſes Recht, fo muß der Executive 
ie Möglichkeit in die Hand gegeben werden, indem entweder dem Könige 
durch ein Geſetz dieſe Befugniß übertragen wird oder wir ſelbſt die Sache 


ellen. 9 
adm erſten Weg empfiehlt die Commiſſion. Damit wird aber der Erlaß 
des Geſetzes vollſtändig freigegeben und die beigefügte Beſchränkung ſagt ent⸗ 
weder zu viel oder zu wenig; denn wir würden nach den Wahlen in Unge⸗ 
wißheit ſein, ob wir prüfen müſſen, ob das Fundament der königlichen Ver⸗ 
ordnung richtig oder unrichtig iſt. Es würde nichts weiter damit geſchehen, 
als daß der Erlaß des Geſetzes dem Könige vollſtändig überlaflen wurde. 
Daß das aber unzuläſſig iſt, dafür will ich mich gerade auf die Ausführun⸗ 

der Partei, der auch der Graf Schwerin angehört, in zwei Präcedenz⸗ 
fin berufen, welche beide unglücklich ausgefallen find. Das iſt erſtens die 

ebetlaſſung der Bildung der erſten Kammer an den König. Bei der Ver⸗ 


war, 1 Rechtsbeſtändigkeit ſelbſt von ſehr gemäßigten Männern bezweifelt 
worden iſt und ſtets bezweifelt werden muß. y 
Der zweite Präcedenzfall ift die Verordnung über das Verhältniß der 
ehemaligen Reichsunmittelbaren. Damals erklärte Herr Kisker eine ſolche 
Delegation für unmoglich, und auch der jetzige Abgeordnete für Geldern hielt 
daran feſt, obwohl er den Act nur für einen Act der Executive hielt. Ebenſo 
ellte der Abgeordnete von Patow das Amendement, jeden Act der Reſtitu⸗ 
n der Reichsunmittelbaren der Geſetzgebung borzubehalten, ganz aus denſel⸗ 
ben Motiven. Hinterher kam dann das Haus in die Lage, die königliche 
Verordnung für nichtig zu erklären und auch der Abg. Gr. Schwerin iſchlo 
dieſer Erklärung an. Hüten wir uns alſo, noch einen dritten ſo unglück⸗ 


len Präcedenzfall zu ſchaffen, am allerwenigſten aber, wo es 
Wahlen und um die Conſtituirung dieſes 
daß mein 


zo handelt! Der Einwand, 


Amendement daſſelbe wolle, nur pecialiſirter Weiſe, iſt unge⸗ 


Wenn daher auf ſolche Vorſchläge ein⸗ R 


Oeſterr. Anl. von 1865 


Türkiihe Anleihe 1865 32%, 
burg 3 berg 13 Mark 8% Schill. Wien 13 Fl. 40 
onde 


um die | Anleihe 
pro 1882 76%. Oeſterreich. Bankantbeile 636. Oeſterr. Credit⸗Actien 13344, 
Darmſt. en 


3302 


gründet. Die Grenze zwiſchen der geſetzgebenden Gewalt und der Executive 
wird ſich nie ganz klar ae laſſen. & iſt klar, daß die Grundſaͤtze der 
2 ein Geſetzesſtoff ſind, denn die Wahlen bilden ja die 

lage für die Ge 

werden. 

Deshalb will ich im Allgemeinen die Verordnung von 1849 für giltig 
erklärt und nur die Bezeichnung der Steuern überlaſſen willen, welche die 
Grundlage für die drei Klaſſen bilden ſollen und zwar nicht etwa eine von 
den Beſtimmungen der Verordnung von 1849 abweichende, ſondern eine ihr 
entſprechende Bezeichnung. Es iſt dies ein Act der Executive, welcher auch 
dem Ministerium überlaſſen werden könnte, den ich aber gleichfalls in hono- 
rem der Verfaſſung königlicher Verordnung vorbehalten mochte. Es iſt alſo 
der Vorwurf, daß mein Antrag dem der Commiſſion gleich ſei, ungerechtfer⸗ 
tigt. Außerdem ſind noch einige Unterſchiede hervorzuheben. Die gegenwär⸗ 


rund⸗ 


ich] tige Anordnung ſoll nur für die erſten Wahlen gelten. Ich glaube, daß von 


dem Standpunkt der Verfaſſung aus betrachtet der Commiſſionsvorſchlag eine 
weſentliche Verſchlechterung enthält, (Sehr wahr!) Es heißt da, es ſolle mög: 
lichſt bald ein Geſetz die näheren Bedingungen feſtſtellen. Was „moglichst 
bald“ heißt, wiſſen wir leider in Preußen! (Bravo!) 

Wie haben manche ſolche Verſprechungen erhalten, auf deren Erfüllung 
wir 10, 12 ja 16 Jahre warten mußten. Wir konnen jetzt nicht mehr dies 
Vertrauen haben. Deswegen müſſen wir jetzt einen ſolchen unbeſtimmten 
Ausdruck vermeiden. Es iſt ferner noch geſagt worden, die Vorlegung eines 
neuen Wahlgeſetzes in nächſter Seſſion könne unbeguem werden, weil dadurch 
möglicherweiſe die Auflöfung des Abgeordnetenhauſes unmöglich gemacht wer⸗ 
den könnte. Dies Recht der Auflöſung iſt überhaupt kein abſolutes, ſondern 
es muß ſich ſehr nach den übrigen Bedürfniſſen richten; jo würde ich eine 
Auflöſung für verfaſſungswidrig halten, wenn dadurch das Zuſtandekommen 
des Budgets verhindert würde. Thatſächlich ſteht alſo der Annahme meines 
Antrages nichts im Wege, ſondern es würde dadurch einem weſentlichen 
a 95 abgeholfen worden ohne dem Recht des Volkes nahe zu treten. 

ravo! 

Es iſt ein Antrag auf Schluß der Generaldiscuſſton eingegangen. 

Reg.⸗Commiſſar Gr. zu Eulenburg: Ich ea nicht mit dem Herrn 
Vorredner, daß in der von ihm erwähnten Beſchränkung entweder zu viel 
oder zu wenig geſagt iſt; es iſt klar und deutlich daraus zu erſehen, daß an 
den Principien der Verordnung von 1849 nichts geändert werden ſoll. Daß 
ferner das Recht der Krone, das Abgeordnetenhaus aufzuldjen, kein abſolutes 
iſt, erkennen wir an; es iſt nur nicht wünſchenswerth, Beſtimmungen zu 
treffen, welche die Ausübung dieſes Rechtes nahezu unmöglich machen würden. 

Die General⸗Discuſſion wird darauf geſchloſſen. Es folgen per⸗ 
ſönliche Bemerkungen. 

Abg. Dr. John bemerkt dem Reg.⸗Commiſſar, daß in ſeinem Amende⸗ 
ment es nicht heiße: „zur Genehmigung vorzulegen“, ſondern „zur ver⸗ 
faſſungsmäßigen Beſchlußnahme“; ſodann daß er den Abg. Lasker nicht für 
at halte, ihm vorzuwerfen, daß er improviſirte Theorien in das Haus 
einführe. 

Nachdem der Referent v. Binde (Olbendorf) erklärt hat, daß die Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten der Staatsrechtslehrer ſelber im Hauſe ihn deſſen ent⸗ 
höben, näher darauf einzugehen, weshalb er aber um fo mehr die praktiſchen 
Bedürfniſſe betone, tritt das Haus in die Special⸗Discuſſion ein. Abg. 
v. Bunſen zieht ſeinen Antrag zurück. Der Antrag des Abg. Dr. John, 
dieſe Angelegenheit an die Commiſſion zurückzuweiſen, wird abgelehnt; mit 
Rlückſicht darauf zieht Abg. Dr. John fein Amendement zurück. 

u $ 1 des Geſetzentwurfes nimmt das Wort 

bg. Dr. Koſch: Wir haben hier ein Abänderungsgeſetz der Verfaſſung, 
ohne daß man eigentlich weiß, was in der Verfafjung verändert werden foll, 
Der 8 69 derſelben erhält verſchiedene, theils auf die Anzahl der Mitglieder, 
theils auf die Bildung der Wahlbezirke bezügliche Beſtimmungen; welche 
davon ſoll aufgehoben werden? Der wirkliche Inhalt fehlt dem Geſetzent⸗ 
wurfe; Alles bleibt königlicher Anordnung überlaſſen. Es iſt kein Verfaſſungs⸗ 
änderungs⸗Geſetz und enthält dennoch wichtige Abweichungen von der Ver⸗ 
faſſung. Aus dieſem Grunde können wir auch weder auf den e 
noch auf den Commiſſionsentwurf eingehen; das hieße die Geſetzgebung auf 
einen anderen Factor delegiren, wozu das Abgeordnetenhaus weder die Be⸗ 
fugniß noch das Recht hat. Dazu kommt, daß in beiden Entwürfen nicht von 
einer . Verordnung, ſondernf von einer königlichen Anordnung die 
ede iſt. 

Es kommt dies Wort nur einmal in der Verfaſſung vor, und aus der 
Art, wie es dort im Gegenſatze zur königlichen en ewendet wird, 
geht hervor, daß letztere nur 57 Grund des Art. 63 der Verfaſſung erlaſſen 
werden dürfen, Anordnungen aber — und nur von ſolchen iſt hier die 
Rede — nicht zur Genehmigung vorgelegt werden. Nach alledem könnte ich 
es mit meinem Gewiſſen nicht verantworten, wollte ich zu einem ſolchen Acte 
der Regierung meine Zuſtimmung geben; die Amendements aber leiden alle 
5 gen demſelben Fehler. Trotz der Unannehmlichkeit, die damit verbunden 
ul, 


— 


leibt meiner Anſicht nach nichts weiter übrig, als eine Sommerſeſſion 
abzuhalten, wo wir weit mehr in der Lage ſein werden, uns entſcheiden 


zu können. y - \ 
Artikel 1 des Regierungs⸗Entwurfs, ſowie des Commiſſions⸗Entwurfs 
ohne das Amendement Lasker werden abgelehnt. Art. 1 mit dem Amende⸗ 


ment Lasker angenommen. Zu Art. 2 bittet der Regierungs⸗Commiſſar Graf 


Eulenburg ſtatt des Amendements Lasker das Amendement Flottwell an⸗ 
zunehmen. Daß die Zahl der Bevölkerung mitwirkend und maßgebend ſein 
werde, verſtehe ſich von ſelbſt, aber auch die Eintheilung der Verwaltungs⸗ 
bezirke müſſe in Betracht geiogen werden. Dagegen bemerkt der Abg. Lasker, 
er berufe fich auf die Vorlage der Regierung, da er nicht annehmen könne, 
daß die Regierung eine Vorlage einbringen werde, mit der ſie ſpäterhin nicht 
regieren zu können erkläre. 


Das Unteramendement Flottwell wird abgelehnt; das Amendement Lasker 


angenommen. Bei der Discuſſion des Art. 3 hebt der Regierungs⸗Com⸗ 
miſſar Graf Eulenburg den Unterſchied der Amendements Lasker und 
v. Flottwell hervor, auch bier ſei durch die Annahme des erſteren das Regie⸗ 
ren nicht zwar unmöglich gemacht, aber doch Ungelegenheiten bereitet, wozu 
das Haus keinen triftigen Grund habe. Diefelben Verhältniſſe, die in den 
Fürſtenthümern Hohenzollern die Theilung der Wahlen nöthig gemacht hätten, 
würden auch an manchen Orten der neuen Landestheile vorwalten, deshalb 
ſei eine darauf bezügliche Beſtimmung offen gelaſſen. Alinea II. des Amen: 
dements Lasker entbehre der Deutlichkeit, inſofern nicht ausdrücklich geſagt ſei, 
daß auch durch königliche Verordnung darüber Beſtimmung getroffen werden 
Bet eventuell an die Stelle der directen Steuern als Maßſtab tre⸗ 
ten ſolle. 

Abg. Graf Schwerin glaubt, daß bei indirecten Wahlen die Wahl im⸗ 
mer in einer Wahlverſammlung ſtatifinden müſſe, und zieht daher in dieſer 
Beziehung das Amendement Lasker vor; in Alinea II. jedoch werde er für 
das Amendement v. Flottwell ſtimmen. 

Abg. v. Flottwell bemerkt zum erſten Punkte, es ſolle dadurch der Re⸗ 
gierung nur ein gewiſſer Spielraum gegeben, keineswegs aber ein Princip 
aufgeſtellt werden; die Gemeindeverhältniſſe in den neuen Landestheilen wür⸗ 
den die 175 oft zu einer Theilung der Wahl zwingen. Der Ref, von 
Vincke ſchließt ſich dieſen Worten an; doch wird das Amendement v. Flolt⸗ 
well verworfen, und das Amendement Lasker angenommen, ebenſo ohne weitere 
Discuſſion das Amendement Lasker zu Art. 4. 

Das ſo feſtgeſtellte Geſetz wird darauf im Ganzen angenommen. 

(Schluß folgt.) 5 
C ͥ EEE TITELN NET ³ h b ² A RENTEN TEN TESTEN 
Breslau, 22. Dez. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 14 F. 48. U.⸗P. 1 F. 13. 
Eisſtand. 


Telegrapbiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 21. Dez. Der Conſtitutionnel“ glaubt zu wiſſen, daß 
die Neiſe der Kaiſerin nach Nom verſchoben ſei. Wolff's T. B.) 

Paris, 21. Dezbr., Nachm. 3 Uhr. [Schluß⸗Cour el, Zproc. Rente 
69, 17. Italien. öproc. Rente 56, 85. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbabn⸗Actien 
403, 75. Eredit⸗Mobilier⸗Actien 488, 75. Lombard. Cſendahn⸗Actien 385, —. 

303, 75. Amerikaner 81. Matt. 

London, 21. Dezbr., Nachm. 4 . Schluß⸗Courſe. Conſols 89%. 
1% Spanier 32. Sardinier 72. Italien. 5% Rente 55%. Lombarden 
15. Mexicaner 18%. 5% Ruſſen 86%. Neue Ruſſen 85%. Silber 60%. 

6% Ver. Staat.⸗Anl. I. 1882 72. Ham: 
r. 


n, 21. Dezbr., Vorm. Aus New⸗Mork vom 20. d. M. Abends 


wird gemeldet: Wechſelcours auf London in Gold 109%, Goldagio 94%, 
Bonds 107, Baumwolle 35, Illinois 116 


17 Exie 72. 
Aus Mexico wird gemeldet, der Kaiſer Maximilian habe erklärt, daß er 


nicht abdanken wolle. 


Bant⸗Acti 


ſetzgebung; deswegen können fie nicht dem Könige überlaſſen] 5 


e Betas 
nleihe von 1859 


Actien —. Oeſterreich.⸗ Staats⸗Eiſenb.⸗Actien —. O 
Me b * Rhein⸗ rn 
1864er Looſe 65%. 


5 Böhm. ae bahn rd 5 
1511. Heſſiſche Ludwigsbahn 131%. 5% öſterreichiſ 
e 
adi 2 oje 53. at ri 5 
N eßeeih. Kational⸗Anlehen 49%. 5% Metalliaues 42. 44% 


Metalliques 37%. 0 
Wien, 21. Dezember. (Abendbörſe.) Ziemlich matt. Creditactien 151, 70. 
Nordbahn 154, —. 1860 er Leoſe 81, 20. 186 er Looſe 73, Oeſterr.⸗ 
Franz.⸗Staatsbahn 206, 70, Galizier 213, 75. Czernowitzer 180, 25. Boͤh⸗ 
miſche Weſtbahn —. 2 2 

Hamburg, 21. Dez., Rahm. 2 Uhr 30 Min. Fonds animirt, Bas 
luten behauptet. Schluß⸗Courſe: National» Anleihe 50%. Oeſterr. 
Credit⸗Actien 56. Oeſterr. 1860er Looſe 61. Mexicaner —. Bereinsbant 110%. 
Norddeutſche Bank 120%, Rheiniſche 115. Nordbahn 78%. Altona⸗Kieler 
alte 139, dito neue 132. Finnländiſche Anleihe 81%. 1ötder Ruſſ. Pra⸗ 
miensAnleibe 86. 1866er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 80%. 6proc. Verein.⸗St. 
Anl, pr. 1882 69%. Disconto 3 pCt. 

Hamburg, 21. Dez. [Getreidemarkt.] Weizen feſt, pr. Dezember 
5400 Pfd. netto 150 Bancothaler Br., 149 Gld., pr. r 145 Br., 


Frühjah 
147 Gld. Roggen ftille, ab Königsberg pr. April⸗Mai zu 81—82 offerirt. 
3 Dezbr. 5000 Pfd. Brutto 90 Br., 89 Gld., pr. Frühjahr 88 Br., 87 

ld. Oel loco 5%, pr. Mai 26%, ſtille. Kaffee feſt, 3300 Sack Rio 
umgeſetzt. Zink feit, höhere Forderungen. — Trübes Wetter. 

London, 21. Dezember. Getreidemarkt (Schlußbericht). Engliſcher 
Weizen zu höchſten Montagspreiſen verkauft, fremder zu Montagspreiſen 
feſt gehalten. Frühiahrsgetreide matt. — Schönes Wetter. 

Amſterdam, 21. Dezember. Getreidemarkt (Schlußbericht). Weizen 
unverändert. Roggen ſtill, Termine behauptet. Raps pr. Mai 74%, pr. 
October 75%. Rüböl pr. Mai 41%, pr. October⸗Dezember 42%. © 


Berliner Börse vom 21. Dezember 1866, 


Fonda- und deld-Ceurse. Kissnbabn-Otamm-Astion, 


Freiw, Staats-Anl. , J 47 1. ba. 


Staats- Anl. von 184 103 br. Dividende pro I 14s Ki. 
1860, 84 |68% dz. 
4410 — K on. Aachen-Mastrich| — 1— 4 130%, ba, u. G. 
dito 1884 4½ 96 be. Amsterd,-Bottä,,] © — ( 11046, 
gito 1855 4% 8 ba Berg.-Märkische) 1 | ® 
dite 1886 44/88 ba. Beriiu-Anhalt, „.|118 | 18 
dito 1867 4% 198 bz Berlin- Görlitz.. 
dito 1888 4½ 58 bz. duo St.-Prior.] — = 
dito 1884 4½ 50 br Serlin-Hambu: 2 1 
Stants-Schuldacheinelsi 6 „|. 
Präm.-Anl. von 18884 inter 2 
Berliner Stadt-Oblig 93 6 a % 7 
; ‚Kur- u. Noumürk. Broslau-Fraib. ..| 5% 
5 Cöln-Minden 15% — 
© osensche. . . . Vosel-Oderberg .| M | 2 
F — U u oe 
L 1 — — 
& (nchlsische. nenn. anlis.Ludwigeb.] 9) | — 
„Kur- u. Neumär! Unudwigsh. Bexb,| 94 12 
Pommersche. AMagd.-Halberst. .|25 18 
2 \Posensche...... Magdb.-Leipzig.. 18 =. 
Z Preussische g Maiuz-Ludwigab| 24 — 
5 Westph. u. Rhein. 4 —-— — Aocklenburger 17 3 
#l8ächsische ..... 7 90% he, Kelsno-Briszer ..| 4 3 
(Schlesische. . 4 1% ba. Niedrschl.Märk,.| 4 2 
2 Niedrschi, Zwgb 3% 
Louisd'or 1118. est. Bk. 77 bz. Ford. Fr.- Wilk E 
Geldkr. 9.8 G. Poln.Bku, — — — llOberschies. A. 0 11 
dito 10 11 
Ausländische Fonds, dito 0 10 114, 
Oesterr. Metalliquesid j44 bs. Destr.-Fr, St.-B. 5 — 
dito Nat.-Anl. 8 br. u. G Dost. südl. St. -B. 9 7 
&ito  Let.-A.v.605 62% 4 % ba D au, |8 
dito dite 64 — d. einische..... si — 
dito A er Pr.-A. 4 7 ½ B dito Btamm- Pr.] 6. 7 
dito FEisenb.-L.— 46 br. a, B hein-Nah. — * 
Lal. neue pros. An 5 |t4% ba Stargard-Posen..| 24, | — 
Ausg. Engl. Anl. 1865 4½ ba Thüringer . . 8 
dito Holl. Anl. 18645 864. Warschau-Wien! 78%. — 
dito Peln.Sch.-Obl. 4 f ½ ba. 


1 — dz. 
P 1. 
er A & 300 8 Bank- und Industrie-Faplere. 


Bremer Bank... 5 7. 
Bisenbahn-Prioritäts-Aotlen, er Bank... Tel 
Berg. Mörklache 444% 96% G. n 
to II. 96% G. Geraer Bank. 
to ? EEE Gothaer „ a 7 7 
dito III v. gt. 31½ g. (ai 17%, ba. Hannoversche 
Odin Minden... fag dag br. ee ee 
15 4 Königsberger B.| 4 
dite m 4% b. En 
dito 44% 94 6. agdeburgsr B. 5% 
dito mw. 2% B Posener Bank. ? 
dite V. 4 62% 8. reuss. Bank. -A. 10 % l 
008. Oder. runs 80% B. Tharinger Bank. 4 
dito III. FBR „ 17 
Aal. Ludwigsb 
Niederschl.-Ma Borl. Hand.-Ges.] 8 
dito oburg Crodb.A.| 8 
dito Darmstädter „ 6 
N —— 61, 
ene enter Oredb.-A.| — 
to B. ger 4 
dito . ? 
dito 5. Moldauer Lds,-B * 
dite FE. Oesterr. Credb. A.] 6 
e B. Sckl. Bank-Ver, (de 
een RE ü — 
Oast. südl, St.-B 218 4 219 ba |Hinerra....... 2 
Rhein v. St. gar... 44 ½ 85%, 6 Abr. v. Kisenbdf. ] 64% 


Bhein-Nahe-B, gar. 4 94 ö. 


Breslau, 22. Dezember. Tbermomet 1 Früb 1 Grad Wa 

ſtarken Zufuhren war nur zu billigeren Preiſen gute Kaufluſt, beſonderz = 
Roggen, ſtark . eo. ſaleſiſc 6 

eizen unverändert, pr. 70 Pfd. ſchleſiſcher weißer 83-—95 Sgr., gelber 
82—90 Sgr., feinſte Sorte 2—3 Sgr. über Notiz bezahlt. — e wei⸗ 
chend, pr. 84 Pfd. 64-6566 Sgr., feinſte Sorten 1 Sgr. über Notiz bes 
eahlt. — Gerſte offerirt, pr. 74 Pfd. weiße 57—59 Sgr., gelbe 49—55 — 
feinfte Sorten über Noti bezahlt. — Hafer ruhig, ve. 50 Pfd. 31—34 Gar, 
feinfte Sorten über Notiz bezahlt. — Erbſen ohne Umſatz. — Wicken file 
1 m DO ET ee 80 dane 5 ri — Schleſiſche 
Bohnen ſchwach zug Br a i uptet. — 
Neochrt 51 8 e ve. Cr. glein behaup Rapskuchen 


. ͤ 
5 . Börfe vom 22. Dezember.] [Schluß ⸗Courſe.] 1 Ubt 
a 


mittags. Ruſſiſch Papiergeld 78% —Yiber. Deiterr. . 
bis 77 sbez. u. Br. Bientenbriefe Abez. Oeſterr. Banknoten 76% 


1% bez. Schleſiſche Pfandbrie 
87% bez. Oeſterr. National⸗Anleihe 50% Gd. — . — 14275 5 
Neiſſe⸗Brieger —. Oberſchleſ. Lit. K. und C. 178 , bez. u. Gd. Wil⸗ 
belmsbahn 50% Gd. Oppeln⸗Tarnowitzer 75 Br. Oeſterr. CreditdankActien 
57% Gl. Schleſ. Bank⸗Verein 113% Gld. 1860er Looſe 611—62 bez. 
90 Der r 767 —77 77 bez. Warſchau⸗Wiener 61 bez. Minerda 


Breslau, 22. Dezember. Preiſe der Cerealien. 
Feſtſetzungen der 19 Conmiſten pr. Scheffel in Silbergroſchen. 
fein mittel ordin. N fein mittel ordin. 
Weizen, weißer. 5256 86 8281 Gerste 5859 55 50-53 
do. gelber 8891 85 82-81 Hafer 34 33 31—32 
Roggen 66 67 65-641 Erbſen 68—70 64 55-60 


Notirungen der von der Handelskammer ernannten Commiſſion 


ur Feſtſtellun 
der Marktpreiſe ig Raps und Rübſen. g N 


i Eu 
Wint en. 1 
Sommerrübſen 166 156 146 pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
Dotter 164 154 144 

Loco- (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Ort. bei 80% Tralles 

2 16 Br., 15% Gld. 

Officiell gekündigt: — Ctr. Weizen. 1000 Ctr. Roggen. — Hafer. 
— Ctr. Rapskuchen. — Ctr. Rüböl. — Ctr. Leinöl. 30,000 Ort. Spiritus. 

Farbige Tuche für Militärs, Poſt⸗ und Polizei⸗Beamte, Bi 

echt Commiß⸗Lieferungs⸗Tuch bei e ken enıa 
Durra & Morgenstern, 


Tuch handlung, 
Blücherplatz 5, erſte Etage, „Eingang Herrenſtraße“. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


